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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Carsten Hübner, Ulla Jelpke,
Dr. Winfried Wolf und der Fraktion der PDS
– Drucksache 14/7051 –

Mitarbeiter mit rechtsextremen Aktivitäten im Bundesministerium für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen?

Nach Informationen des antifaschistischen Informationsdienstes „blick nach
rechts“ in der Ausgabe vom 20. September 2001 soll der Beamte im Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (BMVBW) J. S. seit Jah-
ren in extrem rechten Kreisen aktiv sein. Laut „blick nach rechts“ habe J. S. an
einer konspirativ organisierten Tagung der „Gesellschaft für freie Publizistik
(GFP)“, der nach Angaben des Bundesamtes für Verfassungsschutz größten
rechtsextremen kulturpolitischen Vereinigung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, teilgenommen. Dort habe er von „heldenhaft kämpfenden deutschen
Soldaten“ des II. Weltkrieges schwadroniert und sich darüber erregt, „dass
man ungestraft von Mitteldeutschland als Ostdeutschland reden dürfe“. Über
gute Kontakte verfüge J. S. zum „Friedenskomitee 2000“ von Alfred Mech-
tersheimer, der laut Bundesamt für Verfassungsschutz mittlerweile „einer der
wichtigsten Protagonisten rechtsextremer Bestrebungen“ sei.

Außerdem sei der seit 1985 als Jurist in der Bundesverwaltung tätige J. S. ein
gerngesehener Autor verschiedenster rechtsextremer Zeitschriften, in denen er
regelmäßig publiziere. So greife er sowohl für das rechtsextreme Theorie-
organ „Staatsbriefe“, als auch für die revisionistische Zeitschrift „Deutsche
Geschichte“ aus der Verlagsgesellschaft Berg zur Feder. In der rechtsextremen
Wochenzeitung „Junge Freiheit“ habe J. S. die Ansicht verbreitet, dass Hitlers
Antisemitismus „primär sozialistisch bestimmt“ gewesen sei, und die von den
Nazis industriell betriebene Massenvernichtung von Juden in Auschwitz habe
seiner Auffassung nach „in der Konsequenz des sozialistischen Humanitaris-
mus“ begründet gelegen.

Auch für die österreichische Wochenzeitung „Zur Zeit“, in der laut Jahres-
lagebericht 2000 „Rechtsextremismus in Österreich“ des österreichischen
Bundesministeriums für Inneres regelmäßig „die Existenz von Gaskammern
im Dritten Reich geleugnet sowie die sechs Millionen NS-Opfer in Frage ge-
stellt“ werden, sei der Beamte J. S. publizistisch tätig. In der Augustausgabe
dieses Jahres habe er dort die CDU/CSU angegriffen und diese als „eine
Linksformation“ bezeichnet.
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1. Wie bewertet die Bundesregierung die außerdienstlichen politischen Akti-
vitäten des Beamten im BMVBW J. S. und wie erklärt sie den Umstand,
dass dieser offenbar seit 1985 unbeanstandet in der Bundesverwaltung be-
schäftigt ist?

2. Seit wann sind der Bundesregierung rechtsextreme Aktivitäten des
Beamten J. S. bekannt und welche sind dies im Einzelnen?

3. Wurden disziplinarrechtliche Schritte seitens des BMVBW eingeleitet?

Wenn ja, welche und zu welchem Zeitpunkt, wenn nein, warum nicht?

J. S. veröffentlicht seit 1993 regelmäßig Beiträge in rechtsextremistischen
Publikationen und tritt zumindest seit 1995 als Vortragender bei rechtsextre-
mistischen Veranstaltungen auf. Die Verfolgung dieser Aktivitäten erfolgt im
Rahmen der dafür geltenden gesetzlichen Bestimmungen. Zu Einzelheiten
disziplinarrechtlicher Schritte gegen einen Beamten wird grundsätzlich nicht
Stellung genommen. Der Inhalt von Disziplinarverfahren unterliegt dem allge-
meinen Persönlichkeits- und Datenschutz.

4. Hat die Bundesregierung Kenntnis über weitere Mitarbeiter der Verwal-
tung des Bundes oder einzelner Ministerien, die in rechtsextremen Kreisen
aktiv sind?

Wenn ja, um wie viele Personen handelt es sich und in welchen rechts-
extremen Organisationen sind diese aktiv (bitte aufschlüsseln)?

Es gibt keine zentrale statistische Erfassung von rechtsextremistischen Aktivi-
täten Angehöriger des öffentlichen Dienstes. Das Finanz- und Personalstatistik-
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. März 2000 (BGBl. I S. 206)
sieht kein diesbezügliches Merkmal vor. Umfassendes Zahlenmaterial im Sinne
der Frage liegt daher nicht vor.

5. Hat es in der Vergangenheit bereits rechtsextreme Vorfälle innerhalb der
Verwaltung des Bundes oder einzelner Ministerien gegeben, und wenn ja,
was haben die Bundesregierung oder einzelne Ministerien dagegen unter-
nommen (bitte für die letzten 10 Jahre aufschlüsseln)?

Soweit den zuständigen Behörden Umstände bekannt werden, die auf einen
rechtsextremistischen Hintergrund schließen lassen und eine disziplinarrecht-
liche Prüfung erforderlich machen, werden entsprechende Maßnahmen ver-
anlasst. In den letzten zehn Jahren wurden folgende Disziplinarverfahren wegen
rechtsextremistischer Aktivitäten von Bundesbeamtinnen und Bundesbeamten
durchgeführt.

Verletzung der politischen Treuepflicht

Jahr Anzahl der Disziplinarverfahren

1990 1

1991 1

1992 0

1993 1

1994 1
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Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 4 verwiesen.

1995 1

1996 1

1997 2

1998 2

1999 2

2000 6

2001 bis 9/2001 3 Fälle

Verletzung der politischen Treuepflicht

Jahr Anzahl der Disziplinarverfahren
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